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2. Instanz
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Datum 18.05.2006

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Konstanz vom 22.
April 2004 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber einen Anspruch des KlÃ¤gers auf Rente wegen voller
Erwerbsminderung anstelle der seit 11. MÃ¤rz 1997 gewÃ¤hrten Rente wegen
BerufsunfÃ¤higkeit (BU).

Der am 1956 geborene KlÃ¤ger durchlief von August 1971 bis Juli 1975 eine
Berufsausbildung zum Maurer, welche er mit der GesellenprÃ¼fung erfolgreich
abschloss. AnschlieÃ�end war der KlÃ¤ger im Ausbildungsbetrieb als Maurer bis
August 1992 beschÃ¤ftigt. Ab 31. August 1992 bestand durchgehend
ArbeitsunfÃ¤higkeit.

Seit Anfang der siebziger Jahre ist beim KlÃ¤ger eine Psoriasis bekannt, welche
mehrmals stationÃ¤r behandelt werden musste. Im Jahr 1981 erlitt der KlÃ¤ger bei
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einem Verkehrsunfall ein SchÃ¤delhirntrauma mit sechswÃ¶chiger Bewusstlosigkeit,
in dessen Folge die Implantation eines druckableitenden Holter-Ventils notwendig
wurde. Etwa 1983/84 kam es zu einem zerebralen Krampfanfall. Am 3. September
1992 musste sich der KlÃ¤ger wegen akuter Bauchbeschwerden in stationÃ¤re
Behandlung begeben, wobei das Geschehen nach anfÃ¤nglichem Verdacht auf ein
Rektum-Sigmakarzinom spÃ¤ter als ausgeprÃ¤gter entzÃ¼ndlicher
Konglomerattumor bei perforierter Sigmadivertikulitis beurteilt wurde; vor der
Resektion (5. November 1992), der Bestrahlungen vorausgegangen waren, war
bereits am 8. September 1992 ein Anus praeter angelegt worden, welcher am 2.
Februar 1993 zurÃ¼ckverlegt werden konnte. Die stationÃ¤re
Nachsorgebehandlung fand in der Zeit vom 16. April bis 14. Mai 1993 in der
Privatklinik St. G. in H. statt; die Entlassung erfolgte als weiterhin arbeitsunfÃ¤hig
(Bericht des Priv.-Doz. Dr. K. vom 19. Mai 1993)

Auf den bereits im Dezember 1992 gestellten Rentenantrag hatte die
Landesversicherungsanstalt (LVA) Baden dem KlÃ¤ger durch bindend gewordenen
Bescheid vom 14. Oktober 1993 Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit (EU) auf Zeit
vom 15. Mai 1993 bis 31. Mai 1994 auf der Grundlage eines Leistungsfalles vom 31.
August 1992 bewilligt. Der im Januar 1994 gestellte Rentenantrag fÃ¼hrte nach
medizinischen Ermittlungen (Gutachten der Allgemeinmedizinerin Dr. S. vom 30.
MÃ¤rz 1994) zur WeitergewÃ¤hrung der Rente wegen EU auf Zeit Ã¼ber den 31.
Mai 1994 hinaus bis 30. April 1996 (bestandskrÃ¤ftiger Bescheid vom 28. April
1994).

Anfang 1996 beantragte der KlÃ¤ger die Weiterzahlung der Rente. Entsprechend
der Empfehlung der von der LVA erneut beauftragten Dr. S. (Gutachten vom 21. Juni
1996) wurde in der Zeit vom 12. November 1996 bis 11. MÃ¤rz 1997 im F. haus St.
B. eine stationÃ¤re Suchtbehandlung bei AlkoholabhÃ¤ngigkeit durchgefÃ¼hrt; die
Entlassung erfolgte als lediglich zweistÃ¼ndig bis unter halbschichtig
leistungsfÃ¤hig (Bericht des Dr. Z. vom 3. April 1997). Die LVA Baden veranlasste
anschlieÃ�end Begutachtungen auf nervenÃ¤rztlichem, chirurgischem und
internistischem Gebiet. Arzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. Sc. erachtete den
KlÃ¤ger im Gutachten vom 17. Juli 1997 fÃ¼r kÃ¶rperlich leichte bis mittelschwere
Arbeiten vollschichtig einsatzfÃ¤hig. Arzt fÃ¼r Chirurgie Dr. W. hielt im Gutachten
vom 18. Juli 1997 kÃ¶rperlich leichte Arbeiten mit gewissen qualitativen
EinschrÃ¤nkungen noch vollschichtig fÃ¼r zumutbar. Unter Auswertung auch der
vorgenannten Gutachten vertrat Internist Priv.-Doz. Dr. von M. im Gutachten vom 6.
Oktober 1997 die Auffassung, dass der KlÃ¤ger kÃ¶rperlich leichte TÃ¤tigkeiten zu
ebener Erde, im Sitzen, Stehen und Gehen, ohne hÃ¤ufiges BÃ¼cken,
Zwangshaltungen, Ã�berkopfarbeiten sowie ohne Exposition gegenÃ¼ber NÃ¤sse,
Feuchtigkeit, Zugluft und Reizgasen noch vollschichtig verrichten kÃ¶nne. Durch
Bescheid vom 4. Dezember 1997 bewilligte die LVA Baden darauf dem KlÃ¤ger
(nach vorherigem Ã�bergangsgeldbezug ab 1. Mai 1996) ab 11. MÃ¤rz 1997 eine
Rente wegen BU lÃ¤ngstens bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres. Im
Widerspruchsverfahren wurde der KlÃ¤ger, bei dem am 16. Dezember 1997 in der
Neurochirurgischen UniversitÃ¤tsklinik F. eine thorakale Arachnoidalzyste operiert
worden war (Bericht des Prof. Dr. Ze. vom 18. Dezember 1997), erneut
nervenÃ¤rztlich, chirurgisch und internistisch begutachtet. Nervenarzt Dr. P. sah
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eine vollschichtige LeistungsfÃ¤higkeit fÃ¼r kÃ¶rperlich leichte bis mittelschwere
Arbeiten (Gutachten vom 9. Juli 1998). Dr. W. hielt im Gutachten vom 24. Juli 1998
an seiner frÃ¼heren Leistungsbeurteilung fest. Auch Priv.-Doz. Dr. von M. erachtete
den KlÃ¤ger im zusammenfassenden Gutachten vom 27. Juli 1998 noch fÃ¼r
vollschichtig leistungsfÃ¤hig unter Beachtung der in seinem frÃ¼heren Gutachten
bereits genannten qualitativen EinschrÃ¤nkungen. Unter dem 2. September 1998
erging der zurÃ¼ckweisende Widerspruchsbescheid.

Im anschlieÃ�enden Klageverfahren vor dem Sozialgericht Konstanz â�� SG â�� (S
7 RJ 1743/98) wurde zunÃ¤chst der behandelnde Allgemeinmediziner Dr. Ma. als
sachverstÃ¤ndiger Zeuge gehÃ¶rt und anschlieÃ�end Prof. Dr. Mu. , Chefarzt am
Zentrum fÃ¼r Innere Medizin am Klinikum K. , sowie Ã�rztin fÃ¼r Neurologie Dr. T.
mit der Begutachtung des KlÃ¤gers beauftragt. Die Neurologin hielt den KlÃ¤ger im
Gutachten vom 29. Juni 1999 fÃ¼r TÃ¤tigkeiten ohne schweres Heben und Tragen
sowie ohne Arbeiten auf Leitern und GerÃ¼sten vollschichtig leistungsfÃ¤hig. Prof.
Dr. Mu. , der im Gutachten vom 12. August 1999 auch das vorgenannten Gutachten
auswertete, erachtete kÃ¶rperlich leichte TÃ¤tigkeiten zu ebener Erde, im Wechsel
von Sitzen, Stehen und Gehen, ohne mittelschweres bis schweres Heben und
Tragen, ohne hÃ¤ufiges BÃ¼cken, ohne anhaltende Zwangshaltungen und
Ã�berkopfarbeiten, ohne Arbeiten auf Leitern und GerÃ¼sten sowie an
gefÃ¤hrdenden Maschinen, ohne anhaltende Exposition gegenÃ¼ber Feuchtigkeit,
KÃ¤lte, Zugluft, NÃ¤sse und Reizstoffen sowie ohne besondere geistige
Beanspruchung fÃ¼r vollschichtig zumutbar. Das SG zog noch verschiedene
Arztbriefe bei. Mit rechtskrÃ¤ftig gewordenem Urteil vom 14. Dezember 1999 wies
es die Klage ab, weil der KlÃ¤ger seit 12. MÃ¤rz 1997 nicht mehr erwerbsunfÃ¤hig
sei.

Am 19. MÃ¤rz 2001 beantragte der KlÃ¤ger, der in der Inneren Medizin des
StÃ¤dtischen Krankenhauses S. vom 16. bis 20. September 2000 wegen
hypertensiver Entgleisung stationÃ¤r behandelt worden war (Bericht des Dr. W. vom
23. November 2000), erneut Rente wegen EU. In ihrer Stellungnahme vom 3. Mai
2001 hielt Dr. S. eine nochmalige gutachtliche Untersuchung nicht fÃ¼r
erforderlich; beim KlÃ¤ger bestehe ein vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r
kÃ¶rperlich leichte TÃ¤tigkeiten unter BerÃ¼cksichtigung der in den Vorgutachten
geforderten qualitativen LeistungseinschrÃ¤nkungen. Durch Bescheid vom 18. Mai
2001 lehnte die LVA Baden-WÃ¼rttemberg eine Rente wegen voller
Erwerbsminderung ab, weil der KlÃ¤ger auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt noch
tÃ¤glich mindestens sechs Stunden tÃ¤tig sein kÃ¶nne. Im Widerspruchsverfahren
wurde eine gutachtliche Untersuchung durch Dr. S. veranlasst; diese kam im
Gutachten vom 14. August 2001 zum Ergebnis, dass der KlÃ¤ger kÃ¶rperlich leichte
Arbeiten im Wechsel von Sitzen, Stehen und Gehen sowie zu ebener Erde noch
vollschichtig verrichten kÃ¶nne; zu vermeiden seien hÃ¤ufiges Heben, Tragen oder
Bewegen von Lasten Ã¼ber 15 kg, Ã¼berwiegend einseitige KÃ¶rperhaltung,
Arbeiten mit Absturzgefahr oder an laufenden Maschinen sowie TÃ¤tigkeiten unter
besonderem Zeitdruck oder mit besonderer geistiger Anspannung. Mit
Widerspruchsbescheid vom 11. September 2001 wurde der Widerspruch
zurÃ¼ckgewiesen.
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Deswegen hat der KlÃ¤ger am 21. September 2001 Klage zum SG erhoben; er hat
eine Bescheinigung des Facharztes fÃ¼r Innere Krankheiten Dr. Ki. vom 15.
November 2001 vorgelegt. Das SG hat Facharzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr.
Mo. sowie Dr. Ki. als sachverstÃ¤ndige Zeugen schriftlich gehÃ¶rt; beide Ã�rzte, die
noch verschiedene Arztbriefe eingereicht haben, haben ein quantitatives
LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers verneint (Schreiben vom 15. Februar und 2. April
2002). Das SG hat anschlieÃ�end Prof. Dr. Dr. Dipl.-Ing. Wi. , Ã�rztlicher Direktor der
Klinik fÃ¼r Neurologie und Neurologische Rehabilitation im Bezirkskrankenhaus
GÃ¼. , zum SachverstÃ¤ndigen bestellt. Im Gutachten vom 24. August 2002 ist der
SachverstÃ¤ndige zum Ergebnis gelangt, dass der KlÃ¤ger zumindest kÃ¶rperlich
leichte Arbeiten ohne Heben, Tragen oder Bewegen von Lasten Ã¼ber 10 kg noch
vollschichtig verrichten kÃ¶nne; zu vermeiden seien Arbeiten mit Ã¼berwiegendem
Gehen, Stehen oder Sitzen sowie in gleichfÃ¶rmiger KÃ¶rperhaltung, Arbeiten auf
Leitern und GerÃ¼sten, Arbeiten an gefÃ¤hrdenden Maschinen sowie TÃ¤tigkeiten
mit geistiger oder besonderer Verantwortung. Das SG hat anschlieÃ�end auf Antrag
des KlÃ¤gers nach Â§ 109 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) Univ.-Doz. Dr. E. ,
Chefarzt des F. krankenhauses St. , als SachverstÃ¤ndigen beauftragt. Im
Gutachten vom 20. Juli 2003 hat der Arzt die Auffassung vertreten, dass der KlÃ¤ger
auf Grund einer organisch bedingten PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung und der damit
verbundenen Symptomatik nicht mehr in der Lage sei, einer ErwerbstÃ¤tigkeit
nachzugehen. Diesem Gutachten ist die Beklagte unter Vorlage der
beratungsÃ¤rztlichen Stellungnahme des Facharztes fÃ¼r Neurologie und
Psychiatrie Dr. G. vom 20. November 2003 entgegengetreten. Das SG hat darauf
bei Prof. Dr. Dr. Wi. die ergÃ¤nzende gutachtliche Stellungnahme vom 10. Februar
2004 eingeholt; darin ist der SachverstÃ¤ndige bei seiner bisherigen
LeistungseinschÃ¤tzung verblieben. Mit Urteil vom 22. April 2004 hat das SG, das
entsprechend dem klÃ¤gerischen Antrag in der mÃ¼ndlichen Verhandlung sowohl
einen Anspruch auf Rente wegen EU als auch auf Rente wegen voller
Erwerbsminderung geprÃ¼ft hat, die Klage abgewiesen; wegen der Einzelheiten der
EntscheidungsgrÃ¼nde wird auf das den BevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers am 3.
Juni 2004 zugestellte Urteil verwiesen.

Hiergegen richtet sich die am 18. Juni 2004 beim Landessozialgericht eingelegte
Berufung des KlÃ¤gers. Es bestehe bei ihm nach der Beurteilung von Dr. E. eine
mangelnde Anpassungs- und UmstellungsfÃ¤higkeit, die fÃ¼r sich gesehen bereits
zu einem aufgehobenen LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼hre. Der KlÃ¤ger hat u.a. ein
Attest des Internisten Dr. Kr. vom 6. April 2005 sowie das Schreiben des Neurologen
und Psychiaters Dr. Sa. vom 1. August 2005 zu den Akten gereicht.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Konstanz vom 22. April 2004 aufzuheben und die
Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 18. Mai 2001 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 11. September 2001 zu verurteilen, ihm ab 1. April
2001 anstelle der Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit Rente wegen voller
Erwerbsminderung zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,
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die Berufung zurÃ¼ckzuweisen. Sie hÃ¤lt das angefochtene Urteil und die
streitbefangenen Bescheide fÃ¼r zutreffend. Sie hat die beratungsÃ¤rztlichen
Stellungnahmen des Dr. G. vom 29. Juni und 17. November 2005 sowie des
Facharztes fÃ¼r Chirurgie/Unfallchirurgie Dr. Sta. vom 14. Februar 2006
eingereicht.

Der frÃ¼here Berichterstatter hat auf Antrag des KlÃ¤gers gemÃ¤Ã� Â§ 109 SGG
von Dr. E. eine gutachtliche Stellungnahme nach Aktenlage eingeholt, welche der
SachverstÃ¤ndige mit seinem Schreiben vom 5. April 2005 unter Wiederholung und
ErgÃ¤nzung seiner bisherigen EinschÃ¤tzung erstattet hat. Der Senat hat des
Weiteren Dr. Kr. als sachverstÃ¤ndigen Zeugen schriftlich gehÃ¶rt; in seinem am 1.
September 2005 beim Senat eingegangenen Schreiben, mit dem weitere Arztbriefe
â�� u.a. zu stationÃ¤ren Aufenthalten im StÃ¤dtischen Krankenhaus S. vom 22. bis
27. November 2003 (Bericht des Dr. St. vom 25. Februar 2004) und vom 28. bis 29.
April 2005 im He. -Klinikum Si. (Bericht des Prof. Dr. Kri. vom 1. Juni 2005) â�� zu
den Akten gelangt sind, hat der Hausarzt eine Verschlimmerung der Beschwerden
an der linken Hand (als Folge einer Schuppenflechte), des thorakalen
Schmerzsyndroms sowie einer chronischen NasennebelhÃ¶hlenentzÃ¼ndung seit
dem Erstkontakt im Februar 2004 angegeben. Der Senat hat auÃ�erdem von dem
Neurologen und Psychiater Dr. A. die schriftliche Auskunft vom 28. Dezember 2005
erhoben und den Facharzt fÃ¼r Neurochirurgie Dr. R. als sachverstÃ¤ndigen
Zeugen schriftlich befragt. WÃ¤hrend Dr. A. dem KlÃ¤ger selbst TÃ¤tigkeiten
"einfachster Art" jedenfalls mehr als drei Stunden tÃ¤glich nicht mehr hat zumuten
wollen, hat Dr. R. in seinem Schreiben vom 2. Februar 2006 eine weitgehende
Ã�bereinstimmung in Befund und Schlussfolgerungen zu dem Gutachten des Prof.
Dr. Dr. Wi. vom 24. August 2002 bekundet.

Zur weiteren Darstellung wird auf die Verwaltungsakten der Beklagten, die
Klageakte des SG (S 7 RJ 1862/01), die weitere Akte des SG (S 7 RJ 1743/98) und die
Berufungsakte des Senats (L 7 R 2379/04) Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung des KlÃ¤gers hat keinen Erfolg.

Die Berufung ist zulÃ¤ssig. Sie ist gemÃ¤Ã� Â§ 151 Abs. 1 SGG form- und
fristgerecht eingelegt worden sowie statthaft (Â§ 143 SGG), weil die Berufung
wiederkehrende Leistungen fÃ¼r mehr als ein Jahr betrifft (Â§ 144 Abs. 1 Satz 2
SGG). Die Berufung ist jedoch nicht begrÃ¼ndet. Der KlÃ¤ger hat in der
streitbefangenen Zeit keinen Anspruch auf die im Berufungsverfahren allein noch
umstrittene Rente wegen voller Erwerbsminderung; eine Rente wegen BU war ihm
bereits durch Bescheid vom 4. Dezember 1997 zuerkannt worden.

MaÃ�geblich ist vorliegend das ab 1. Januar 2001 fÃ¼r die Renten wegen
verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit geltende Recht (eingefÃ¼hrt durch Gesetz vom 20.
Dezember 2000 (BGBl. I S. 1827)), denn im Streit steht ein Anspruch des KlÃ¤gers
erst ab 1. April 2001 (vgl. Â§ 300 Abs. 1 und 2 des Sechsten Buches
Sozialgesetzbuch (SGB VI)). Versicherte haben gemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs. 2 Satz 1 SGB VI
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bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres Anspruch auf Rente wegen voller
Erwerbsminderung, wenn sie (1.) voll erwerbsgemindert sind, (2.) in den letzten
fÃ¼nf Jahren vor Eintritt der Erwerbsminderung drei Jahre PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r
eine versicherte BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit haben (versicherungsrechtliche
Voraussetzungen) und (3.) vor Eintritt der Erwerbsminderung die allgemeine
Wartezeit erfÃ¼llt haben. Voll erwerbsgemindert sind Versicherte, die wegen
Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�erstande sind, unter den
Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens drei Stunden
tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein (Satz 2 a.a.O.). Nach Â§ 43 Abs. 3 SGB VI ist nicht
erwerbsgemindert, wer unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen
Arbeitsmarktes mindestens sechs Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig sein kann; dabei
ist die jeweilige Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen (vgl. hierzu allgemein
Bundessozialgericht (BSG) â�� GroÃ�er Senat â�� BSGE 80, 24 ff. = SozR 3-2600 Â§
44 Nr. 8). Die ErfÃ¼llung der besonderen versicherungsrechtlichen
Voraussetzungen sowie der allgemeinen Wartezeit sind beim KlÃ¤ger, dem bereits
eine Rente wegen BU zuerkannt ist, nicht zu problematisieren; der erhobene
Anspruch scheitert allerdings bereits daran, dass der KlÃ¤ger in der
streitbefangenen Zeit nicht erwerbsgemindert im Sinne des Â§ 43 Abs. 2 Satz 1 Nr.
1 SGB VI gewesen ist. Dasselbe wÃ¼rde im Ã�brigen auch gelten, wenn â��
entsprechend der Auffassung des SG â�� auch das bis 31. Dezember 2000 fÃ¼r die
Renten wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit geltende Recht hÃ¤tte Anwendung
finden kÃ¶nnen (vgl. aber zum Ausnahme- und Ã�bergangsrecht Â§Â§ 300 Abs. 2,
302b Abs. 1 Satz 1SGB VI (letztere Vorschrift in der Fassung durch Gesetz vom 20.
Dezember 2000, BGBl. I S. 1827); ferner BSG SozR 3-2600 Â§ 300 Nr. 14; SozR
4-2600 Â§ 101 Nr. 2; Keller, jurisPR-SozR 4/2600 Anm. 3). Denn der KlÃ¤ger ist nach
dem Gesamtergebnis des Verfahrens noch in der Lage, auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt kÃ¶rperlich leichte TÃ¤tigkeiten mit gewissen
FunktionseinschrÃ¤nkungen nicht nur mindestens sechs Stunden tÃ¤glich, sondern
sogar vollschichtig zu verrichten.

Die gesundheitlichen BeeintrÃ¤chtigungen des KlÃ¤gers berÃ¼hren vorwiegend das
psychiatrisch-neurologische, daneben auch das internistische, dermatologische und
orthopÃ¤dische Gebiet; sie fÃ¼hren jedoch zu keinen die begehrten Renten
begrÃ¼ndenden LeistungseinschrÃ¤nkungen. Ner-venÃ¤rztlicherseits besteht eine
organisch bedingte PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung bei intellektueller Grenzbegabung,
wobei von den SachverstÃ¤ndigen Prof. Dr. Dr. Wi. und Dr. E. hinsichtlich der
PersÃ¶nlichkeitsverÃ¤nderung sowohl das unfallbedingte SchÃ¤delhirntrauma als
auch die frÃ¼here AlkoholabhÃ¤ngigkeit diskutiert werden, was aber letztlich â��
so zu Recht der erstgenannte SachverstÃ¤ndige â�� fÃ¼r die Leistungsbeurteilung
ohne Relevanz ist; der Auffassung von Dr. Mo. (Schreiben vom 15. Februar 2002),
der von einer epileptisch bedingten WesensverÃ¤nderung gesprochen hat, sind
beide SachverstÃ¤ndige bei dem anamnestisch nur einmaligen Krampfanfall sowie
unauffÃ¤lligem Elektroencephalogramm entgegengetreten. Der von Dr. E.
angenommenen Progredienz der hirnorganischen PersÃ¶nlichkeitsverÃ¤nderung hat
Prof. Dr. Dr. Wi. in seiner ergÃ¤nzenden gutachtlichen Stellungnahme vom 10.
Februar 2004 indes Ã¼berzeugend widersprochen. Der SachverstÃ¤ndige hat
zutreffend darauf hingewiesen, dass die im psychopathologischen Befund von Dr. E.
aufgefÃ¼hrten BeeintrÃ¤chtigungen Ã¼berwiegend nicht konkret an
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AuffÃ¤lligkeiten wÃ¤hrend der Untersuchung oder aber im Tagesablauf des
KlÃ¤gers festgemacht, sondern ohne nÃ¤here BegrÃ¼ndung nur behauptet worden
sind; beide SachverstÃ¤ndige haben wesentliche StÃ¶rungen der
GedÃ¤chtnisleistung â�� bei auch von Prof. Dr. Dr. Wi. gesehener Verflachung der
PersÃ¶nlichkeitsstruktur â�� ausdrÃ¼cklich verneint. Auch der ergÃ¤nzenden
gutachtlichen Stellungnahme des Dr. E. vom 5. April 2005 kann eine plausible
BegrÃ¼ndung fÃ¼r die von ihm befÃ¼rwortete Befundverschlimmerung nicht
entnommen werden. Dort hat der SachverstÃ¤ndige im Wesentlichen auf die
Angaben des KlÃ¤gers, die diagnostizierte Symptomatik sowie die
LebensumstÃ¤nde des KlÃ¤gers verwiesen, wobei er letztere mit dem
"Hinzukommen neuer Krankheiten" ("epileptischer Anfall, entzÃ¼ndlicher
Darmtumor mit operativem Eingriff und Bestrahlung, Bluthochdruck, Diabetes
mellitus, Alkoholabusus, Arachnoidalzyste mit operativem Eingriff, chronisches
Schmerzsyndrom, Schwindel, paranoides Erleben") beschrieben hat, jedoch
beispielsweise den Krampfanfall im Gutachten vom 20. Juli 2003 selbst nicht fÃ¼r
die WesensverÃ¤nderung hat verantwortlich machen wollen. Darauf, dass der von
Dr. E. gesehene Zusammenhang des von ihm angenommenen chronisch-
progredienten Verlaufs mit der Entfernung des entzÃ¼ndlichen Darmtumors nicht
nachvollziehbar ist, hatte bereits Dr. G. in seiner Stellungnahme vom 20. November
2003, die ebenso wie die weiteren von der Beklagten im Gerichtsverfahren
vorgelegten beratungsÃ¤rztlichen Ã�uÃ�erungen als qualifiziertes
Beteiligtenvorbringen zu verwerten sind (vgl. BSG SozR Nr. 3 zu Â§ 118 SGG), zu
Recht hingewiesen. Produktiv-psychotische Erlebnisweisen, insbesondere inhaltliche
DenkstÃ¶rungen, hat im Ã�brigen bereits Prof. Dr. Dr. Wi. bei seiner eingehenden
und sorgfÃ¤ltigen Exploration des KlÃ¤gers mit klinischer, testpsychologischer und
apparativ-medizinischer Untersuchung gerade nicht gefunden. Auch
neurologischerseits haben sich im Bereich des SchÃ¤dels keine wesentlichen
AuffÃ¤lligkeiten ergeben. Das am 23. April 2002 gefertigte Kernspintomogramm
zeigte nach den AusfÃ¼hrungen des SachverstÃ¤ndigen bei regelrecht platziertem
Shunt lediglich eine leichte innere und Ã¤uÃ�ere Hirnatrophie; auch der Neurologe
und Psychiater Dr. N. (Bericht vom 24. Juni 2005) und Dr. Sa. (Schreiben vom 1.
August 2005) haben den klinisch-neurologischen Status bei den Untersuchungen
am 20. Januar und 23. Juni 2005 als unauffÃ¤llig beschrieben, das
Kernspintomogramm des SchÃ¤dels ergab nach Darstellung des Dr. Sa. keine
Hinweise auf eine Dysfunktion oder eine LiquorzirkulationsstÃ¶rung in diesem
Bereich. Der Senat folgt Prof. Dr. Dr. Wi. und Beratungsarzt Dr. G. (vgl. dessen
Stellungnahme vom 29. Juni 2005) auch insoweit, als es fÃ¼r die sozialmedizinische
Leistungsbeurteilung nicht auf die diagnostizierte Symptomatik, sondern auf die
daraus ableitbaren funktionellen EinschrÃ¤nkungen und BeeintrÃ¤chtigungen
ankommt. Letztlich hat Dr. E. seine EinschÃ¤tzung in der gutachtlichen
Stellungnahme vom 5. April 2005 dadurch relativiert, als er mit Bezug auf die von
ihm angefÃ¼hrten, oben zitierten Kriterien angefÃ¼hrt hat, diese deuteten aus
seiner Sicht "eher" auf eine Progredienz der hirnorganischen
PersÃ¶nlichkeitsverÃ¤nderung hin, und des Weiteren eingerÃ¤umt hat, dass die
zusammenfassende Darstellung im Gutachten auf Grund der "umfangreichen
Aktenlage und der angestrebten Ã�bersichtlichkeit an manchen Stellen auf den
ersten Blick nicht ausreichend nachvollziehbar" sei.
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Entgegen Dr. E. , der eine neuropsychologische Testung nicht durchgefÃ¼hrt hat,
hat der SachverstÃ¤ndige Prof. Dr. Dr. Wi. mit Blick auf die von ihm veranlassten
umfangreichen testpsychologischen Untersuchungen sowie den in der klinischen
Untersuchungssituation gewonnenen Eindruck und den weitgehend unauffÃ¤lligen
neurologischen Befund Verdeutlichungstendenzen gesehen. Von einer
"Rententendenz" bei einer sehr agitiert demonstrierten Schmerzsymptomatik ist im
Ã�brigen auch im Bericht des Dr. Mo. vom 28. August 2001 die Rede, der darin dem
Hausarzt mitgeteilt hat, dass er dem KlÃ¤ger UnterstÃ¼tzung bei seinem
Rentenbegehren zugesagt habe. Die vom KlÃ¤ger angegebenen Schmerzen hat
Ã¼berdies schon Dr. Ki. (Schreiben vom 2. April 2002) als solche funktioneller Art
gewertet und angefÃ¼hrt, dass es ihm und anderen Ã�rzten bislang nicht gelungen
sei, jenen davon zu Ã¼berzeugen, dass die Beschwerden nicht organischer Ursache
seien; der sachverstÃ¤ndige Zeuge hat von einer "SomatisierungsstÃ¶rung und
einer hypochondrischen StÃ¶rung" gesprochen. Eine "fehlerhafte
Krankheitsverarbeitung mit Somatisierung" hat ferner Dr. A. , der gemeinsam mit
Dr. Mo. und Dr. Sa. praktiziert, im Schreiben vom 28. Dezember 2005 gesehen. Der
SachverstÃ¤ndige Prof. Dr. Dr. Wi. hat die vom KlÃ¤ger ihm gegenÃ¼ber
beschriebenen Schmerzen, die streifenfÃ¶rmig den linken Thorax betrÃ¤fen und
Ã¼ber den Nacken bis zum Hinterkopf zÃ¶gen, sowie die Schmerzen im Bereich
beider FÃ¼Ã�e einerseits mit den degenerativen VerÃ¤nderungen im Bereich der
Hals- und BrustwirbelsÃ¤ule sowie einer â�� wohl gemischt diabetogen und
alkoholbedingten â�� Polyneuropathie in Verbindung gebracht, indessen in
Auswertung des Verfahrens zur Schmerzzeichnung ebenfalls Hinweise auf den
Ursprung der Schmerzempfindung im somatischen Bereich gesehen. Die Fensterung
im Bereich der BrustwirbelsÃ¤ule bei thorakaler Arachnoidalzyste in HÃ¶he des
BrustwirbelkÃ¶rpers 4/5 (Dezember 1997) ist â�� wie Prof. Dr. Dr. Wi. und
neuerdings wieder Dr. R. (Schreiben vom 2. Februar 2006 ausgefÃ¼hrt haben â��
ohne neurologische Ausfallerscheinungen geblieben; kernspintomographisch hat
sich am 20. Mai 2005 (vgl. Schreiben des Dr. Sa. vom 1. August 2005) lediglich eine
kleine Zyste im Brustmark in HÃ¶he D 4/5, D 5/6 gezeigt. Eine alte, am 7. August
2001 durch den Radiologen und Nuklearmediziner Dr. Pi. nachgewiesene
Kompressionsfraktur des 8. BrustwirbelkÃ¶rpers ist knÃ¶chern konsolidiert.
DarÃ¼ber hinaus besteht eine Kopfschmerzsymptomatik vom Spannungstyp, die
nach Darstellung des Dr. A. (Schreiben vom 28. Dezember 2005) bei seiner letzten
Untersuchung neben den RÃ¼ckenschmerzen im Vordergrund stand.

Internistischerseits liegen einer arterielle Hypertonie sowie ein diÃ¤tetisch
eingestellter Diabetes mellitus vor, wobei die Zuckerkrankheit â�� wie sich den
AusfÃ¼hrungen des Dr. Mo. (Schreiben vom 15. Februar 2002) und des Dr. Kr. (am
1. September 2005 eingegangenes Schreiben) entnehmen lÃ¤sst, wenig
funktionsrelevant ist. Die zum Aufenthalt im StÃ¤dtischen Krankenhaus S. vom 16.
bis 20. September 2000 fÃ¼hrende hypertensive Entgleisung mit Werten von
220/110 mg scheint sich in diesem AusmaÃ� nicht wiederholt zu haben; klinische
Zeichen einer hypertensiven Krise waren im Ã�brigen damals bereits bei der
stationÃ¤ren Aufnahme nicht vorhanden (vgl. Bericht des Dr. W. vom 23. November
2000); die Blutdruckwerte beim neuerlichen Aufenthalt im StÃ¤dtischen
Krankenhaus vom 22. bis 27. November 2003 vor Gabe von Phyiotens waren im
hochnormalen Bereich (im Mittel 150/90 mm Hg). FÃ¼r die zur seinerzeitigen
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Krankenhausbehandlung fÃ¼hrenden rezidivierenden Bauchschmerzen fand sich im
Ã�brigen kein morphologisches Korrelat (Bericht des Dr. St. vom 25. Februar 2004);
sowohl eine Computertomographie des Abdomens als auch eine Coloskopie und
Gastroskopie zeigten keinen pathologischen Befund, sodass von einem Rezidiv der
1992 diagnostizierten Tumorerkrankung nicht ausgegangen werden kann. Bei einer
bereits jahrelangen chronisch-obstruktiven Bronchialerkrankung als Folge eines
fortgesetzten Nikotinkonsums hat sich der anfÃ¤ngliche Verdacht auf ein
Bronchialkarzinom (vgl. Attest des Dr. Kr. vom 6. April 2005) im Rahmen der
stationÃ¤ren Untersuchung vom 28. bis 29. April 2005 in der II. Medizinischen Klinik
des He. -Klinikums Si. nicht bestÃ¤tigen lassen (vgl. Bericht des Prof. Dr. Kri. vom 1.
Juni 2005). Beim KlÃ¤ger bestehen auÃ�erdem eine Psoriasis, eine
(mÃ¶glicherweise auf die Hauterkrankung zurÃ¼ckzufÃ¼hrende) chronische
Arthritis im linken Handgelenk, die nach der Stellungnahme des Dr. Sta. vom 14.
Februar 2006 zu keinen hÃ¶hergradigen FunktionsstÃ¶rungen fÃ¼hrt, sowie eine
wohl gichtbedingte GroÃ�zehengrundgelenksarthrose beidseits. Bei
ursprÃ¼nglichem Alkoholabusus ist der KlÃ¤ger unter BerÃ¼cksichtigung der
AusfÃ¼hrungen der SachverstÃ¤ndigen Prof. Dr. Dr. Wi. und Dr. E. , der
Rentengutachterin Dr. S. , des Dr. Kr. sowie des Dr. A. seit Jahren glaubhaft
abstinent.

Die beim KlÃ¤ger vorhandenen GesundheitsstÃ¶rungen bewirken keine
EinschrÃ¤nkung seines LeistungsvermÃ¶gens in quantitativer Hinsicht. Der Senat
schlieÃ�t sich insoweit der Ã¼berzeugenden Beurteilung des SachverstÃ¤ndigen
Prof. Dr. Dr. Wi. , des sachverstÃ¤ndigen Zeugen Dr. R. , der Rentengutachterin Dr.
S. , deren Gutachten vom 14. August 2001 urkundenbeweislich zu verwerten ist
(vgl. BSG SozR Nr. 66 zu Â§ 128 SGG), sowie der BeratungsÃ¤rzte Dr. G. und Dr.
Sta. an, welche sÃ¤mtlich nur qualitative LeistungseinschrÃ¤nkungen befÃ¼rwortet
haben. Lediglich die behandelnden Ã�rzte Dr. Ki. , Dr. Mo. , Dr. Kr. und Dr. A. sowie
der nach Â§ 109 SGG beauftragte SachverstÃ¤ndigen Dr. E. haben quantitative
EinschrÃ¤nkungen gesehen, wobei der Senat deren EinschÃ¤tzung in Anbetracht
von Art und AusmaÃ� der vorhandenen GesundheitsstÃ¶rungen, wie oben im
Einzelnen ausgefÃ¼hrt, nicht zu folgen vermag. Schon im vorausgegangenen
Renten- und Klageverfahren war der KlÃ¤ger durchgehend als vollschichtig
leistungsfÃ¤hig beurteilt worden. Hinsichtlich des zu beachtenden positiven und
negativen Leistungsbildes wÃ¼rdigt der Senat die schlÃ¼ssigen Ã¤rztlichen
Ã�uÃ�erungen dahingehend, dass der KlÃ¤ger kÃ¶rperlich leichte Arbeiten im
Wechsel von Sitzen, Gehen und Stehen sowie zu ebener Erde noch vollschichtig
verrichten kann. Zu vermeiden sind Heben und Tragen von Lasten Ã¼ber 10 kg,
gleichfÃ¶rmige KÃ¶rperhaltungen und anhaltende Zwangshaltungen,
Ã�berkopfarbeiten, hÃ¤ufiges Klettern oder Steigen sowie Arbeiten auf Leitern und
GerÃ¼sten sowie mit Absturzgefahr, Arbeiten an gefÃ¤hrdenden Maschinen,
Arbeiten unter besonderem Zeitdruck sowie in Nachtschicht, ferner TÃ¤tigkeiten
unter KÃ¤lte-, NÃ¤sse- oder Zugluftexposition sowie unter Belastung durch
Reizstoffe, auÃ�erdem TÃ¤tigkeiten mit geistiger oder besonderer Verantwortung.
Die von Dr. E. gesehene mangelnde Anpassungs- und UmstellungsfÃ¤higkeit, die
der SachverstÃ¤ndige mit der organischen PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung, der
intellektuellen PersÃ¶nlichkeitsstruktur, den hinzu gekommenen weiteren
Erkrankungen sowie dem Lebensalter des KlÃ¤gers begrÃ¼nden wollte, ist dagegen
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nicht nachvollziehbar, zumal eine Progredienz der organisch bedingten
PersÃ¶nlichkeitsverÃ¤nderung nach den Ã¼berzeugenden Darlegungen des
SachverstÃ¤ndigen Prof. Dr. Dr. Wi. nicht bejaht werden kann. Der Senat schlieÃ�t
sich den AusfÃ¼hrungen des Beratungsarztes Dr. G. (Stellungnahmen vom 20.
November 2003 sowie 29. Juni 2005) an, welcher zu Recht darauf hingewiesen hat,
dass der â�� jetzt knapp 50-jÃ¤hrige â�� KlÃ¤ger den Beruf des Maurers erfolgreich
erlernen konnte und in diesem qualifizierten Beruf auch nach dem Verkehrsunfall
von 1981 bis zur Darmerkrankung im Jahre 1992 noch vollschichtig erwerbstÃ¤tig
war; nach seinen eigenen Bekundungen in der mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem
Senat am 18. Mai 2006 hatte der KlÃ¤ger vor Ausbruch dieser internistischen
Erkrankung sogar vorgehabt, die Weiterbildung zum Maurermeister
durchzufÃ¼hren. Die Notwendigkeit zu Arbeitsunterbrechungen in einem das
betriebsÃ¼bliche MaÃ� Ã¼bersteigenden Rahmen (vgl. hierzu BSG, Urteil vom 19.
August 1997 â�� 13 RJ 11/96 â�� (juris)) hat keiner der befragten Ã�rzte
beschrieben. Ferner besteht zur Ã�berzeugung des Senats unter BerÃ¼cksichtigung
der AusfÃ¼hrungen der SachverstÃ¤ndigen Prof. Dr. Dr. Wi. und Dr. E. auch eine
rentenrechtlich relevante EinschrÃ¤nkung der GehfÃ¤higkeit (vgl. hierzu BSG SozR
3-2200 Â§ 1247 Nr. 10) nicht.

GrÃ¼nde, die trotz eines quantitativ uneingeschrÃ¤nkten LeistungsvermÃ¶gens
ausnahmsweise einen Anspruch auf Rente wegen EU oder wegen voller
Erwerbsminderung rechtfertigen kÃ¶nnten, liegen nicht vor. Eine Ausnahme von der
bei vollschichtig oder jedenfalls mindestens sechsstÃ¼ndig leistungsfÃ¤higen
Versicherten entbehrlichen Pflicht zur Benennung von VerweisungstÃ¤tigkeiten ist
nur dann gegeben, wenn qualitative LeistungsbeschrÃ¤nkungen vorliegen, die eine
Summierung ungewÃ¶hnlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen oder eine schwere
spezifische Leistungsbehinderung darstellen (vgl. etwa BSG SozR 3-2600 Â§ 43 Nrn.
17 und 21; SozR a.a.O. Â§ 44 Nr. 12), oder der Arbeitsmarkt sonst praktisch
verschlossen ist, etwa weil der Versicherte nicht in der Lage ist, noch unter
betriebsÃ¼blichen Bedingungen TÃ¤tigkeiten zu verrichten oder seine FÃ¤higkeit,
einen Arbeitsplatz zu erreichen, aus gesundheitlichen GrÃ¼nden eingeschrÃ¤nkt ist
(vgl. BSG SozR 2200 Â§ 1246 Nrn. 137 und 139). Derartige letztgenannten beiden
GrÃ¼nde fÃ¼r eine Verschlossenheit des Arbeitsmarktes liegen nach dem
Beweisergebnis nicht vor. Ebenso wenig stellt das beim KlÃ¤ger zu beachtende
positive und negative Leistungsbild eine Summierung ungewÃ¶hnlicher
LeistungseinschrÃ¤nkungen oder eine schwere spezifische Leistungsbehinderung
dar. Hinsichtlich der vorhandenen qualitativen BeschrÃ¤nkungen hÃ¤ngt das
Bestehen einer Benennungspflicht im Ã�brigen entscheidend von deren Anzahl, Art
und Umfang ab, wobei zweckmÃ¤Ã�igerweise in zwei Schritten â�� einerseits unter
Beachtung der beim RestleistungsvermÃ¶gen noch vorhandenen TÃ¤tigkeitsfelder,
andererseits unter PrÃ¼fung der "QualitÃ¤t" der EinschrÃ¤nkungen (Anzahl, Art und
Umfang) â�� zu klÃ¤ren ist, ob hieraus eine deutliche Verengung des
Arbeitsmarktes resultiert (vgl. BSG SozR 3-2600 Â§ 43 Nrn. 17 und 21; SozR a.a.O.
Â§ 44 Nr. 12; BSG, Urteil vom 9. September 1998 â�� B 13 RJ 35/97 R â�� (juris)).
Eine Vielzahl der beim KlÃ¤ger zu beachtenden qualitativen EinschrÃ¤nkungen ist
bereits vom Begriff der "kÃ¶rperlich leichten Arbeiten" erfasst, z.B. Arbeiten ohne
schweres Heben und Tragen, Arbeiten ohne Zwangshaltungen, keine
Ã�berkopfarbeiten (vgl. BSG SozR 2200 Â§ 1246 Nr. 117; SozR 3-2200 Â§ 1247 Nr.
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10; BSG, Urteile vom 19. August 1997 â�� 13 RJ 91/96 â�� und vom 24. MÃ¤rz 1998
â�� 4 RA 44/96 â�� (beide juris)); regelmÃ¤Ã�ig stellen derartige ArbeitsplÃ¤tze
auch keine besonderen Anforderungen an die Geh-, Steh- und SteigfÃ¤higkeit (vgl.
BSG SozR 3-2200 Â§ 1247 Nr. 10). Nicht gedeckt sind die verbleibenden
EinschrÃ¤nkungen (z.B. keine Arbeiten an gefÃ¤hrdenden Maschinen, keine
ungÃ¼nstigen Witterungsbedingungen, kein erheblicher Zeitdruck, keine
TÃ¤tigkeiten mit geistiger oder besondere Verantwortung); sie fÃ¼hren jedoch zu
keiner wesentlichen zusÃ¤tzlichen EinschrÃ¤nkung des fÃ¼r den KlÃ¤ger in
Betracht kommenden Arbeitsfeldes (vgl. hierzu BSGE 80, 24, 32). KÃ¶rperlich
leichte Arbeiten werden nicht typischerweise unter diesen Bedingungen ausgeÃ¼bt.
Etwaige hÃ¤ufigere Zeiten der ArbeitsunfÃ¤higkeit bewirken fÃ¼r sich allein im
Ã�brigen noch keine verminderte ErwerbsfÃ¤higkeit (vgl. BSGE 9, 192, 194; BSG 
SozR 2200 Â§ 1247 Nr. 12 S. 23). Nach dem DafÃ¼rhalten des SachverstÃ¤ndigen
Prof. Dr. Dr. Wi. wÃ¤re eine ErwerbstÃ¤tigkeit fÃ¼r den KlÃ¤ger sogar eher hilfreich
denn abtrÃ¤glich, zumal er ausweislich der Angaben der Ehefrau gegenÃ¼ber Dr. E.
, welche das Hauptproblem des KlÃ¤gers darin sieht, dass sie nunmehr der
"BrÃ¶tchengeber" sei, offenkundig unter dieser Situation leidet.

Der KlÃ¤ger ist sonach weder erwerbsunfÃ¤hig im Sinne des alten noch voll
erwerbsgemindert im Sinne des neuen Rechts.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Die Voraussetzungen fÃ¼r die Zulassung der Revision (Â§ 160 Abs. 2 Nrn. 1 und 2
SGG) liegen nicht vor.

Erstellt am: 23.06.2006

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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